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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 3154 vom 13. November 2019 
der Abgeordneten Alexander Langguth und Marcus Pretzell    FRAKTIONSLOS 
Drucksache 17/7870 
 
 
 
„Hinweistelefon Rechtsextremismus/-terrorismus, Reichsbürger und Selbstverwalter“ 
(„RechtsEX“) – Wie werden Hinweise verarbeitet, gespeichert und evaluiert?  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
 
Am 28. Oktober 2019 gab das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) in einer 
Pressemitteilung die Einführung eines Hinweistelefons für „Rechtsextremismus/ 
-terrorismus, Reichsbürger und Selbstverwalter“ bekannt.1 Hinweise von Bürgern würden rund 
um die Uhr „vertraulich aufgenommen“2. Begründet wird die neue Maßnahme durch eine 
„gestiegene Bedrohungslage in den Bereichen des ‚Rechtsextremismus/-terrorismus‘ sowie 
der ‚Reichsbürger und Selbstverwalter‘“3. Das BfV appelliert an Bürgerinnen und Bürger, das 
Hinweistelefon zu benutzen, falls sie Kenntnis über „Planungen von Gewaltakten und 
Terroranschlägen“4 sowie involvierter Personen besitzen, und/oder falls sie feststellen, dass 
in ihrer „Umgebung für Terror und Gewalt geworben wird“5 und/oder sich gewisse Personen in 
ihrem Umfeld „diesbezüglich radikalisieren“6.  
 

                                                
1 https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-
hinweistelefon-rechtsex-ein (abgerufen am 06.11.2019)  
2 ebd.  
3 ebd.  
4 ebd.  
5 ebd.  
6 ebd.  

https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-hinweistelefon-rechtsex-ein
https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-hinweistelefon-rechtsex-ein
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Der Präsident des BfV behauptet, es gehe „nicht um Denunziantentum7“, sondern man wolle 
jegliche Möglichkeit nutzen, an Informationen zu gelangen.8  
 
Ob angesichts des vielfach beobachtbaren aufgeheizten gesellschaftlichen Klimas, das sich 
vor allem in den Sozialen Medien artikuliert, ein verantwortungsvoller Umgang mit dem 
Hinweistelefon zur Kommunikation tatsächlicher Bedrohungslagen bzw. gut begründeter 
Verdachtsmomente gewährleistet werden kann, halten wir für fraglich. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass eine differenzierte Betrachtung und Bewertung bestimmter politischer 
Ideologien und Begriffe in manchen Kreisen der Bevölkerung nur noch unzureichend 
stattfinden und die Freude an denunziatorischen Aktivitäten in gewissen Milieus nicht von der 
Hand zu weisen ist (siehe z. B. die Aktion „SOKO Chemnitz“ von Zentrum für Politische 
Schönheit9). Zu ebenjener Problematik äußerte der Politikprofessor Werner Patzelt (CDU) 
gegenüber dem „Deutschlandfunk Kultur“:  
 
„Es ist in Deutschland üblich geworden unter dem Etikett „rechts“ alles von nicht links bis 
rechtsextremistisch zusammenzufassen. Und das Ganze hat im Grunde die Funktion, die CDU 
mit wirklichen Rechtsradikalen und Rechtsextremisten in einen Topf zu werfen und vom hohen 
Turm des wahrhaft politisch Korrekten aus den bösen Gegner zu bekämpfen.“10  
 
Apropos „in einen Topf werfen“: Exemplarisch für die aus Unwissenheit oder bewusster 
Ignoranz nicht mehr stattfindende Differenzierung zwischen der demokratischen Rechten und 
dem Rechtsextremismus sei hier auch ein Vorfall im Oktober 2019 genannt. Das Bündnis 
„Düsseldorf stellt sich quer“ hatte gegen eine Veranstaltung der WerteUnion mobil gemacht 
und sie mit Rassismusvorwürfen überzogen. Dies hatte zur Folge, dass der Wirt einer 
Gerresheimer Gaststätte der WerteUnion die zuvor zugesagte Nutzung der Räumlichkeiten 
verweigerte11. Neben vom Verfassungsschutz beobachteten Organisationen – wie DKP, 
„Linksjugend ['solid]“ sowie Interventionistische Linke – sind auch die Grüne Jugend 
Düsseldorf und die SPD Düsseldorf ein Teil von „Düsseldorf stellt sich quer“.1213  
 
Die insbesondere im politisch linken Spektrum gehäuft wahrnehmbare Intoleranz gegenüber 
Andersdenkenden, die rechts der sogenannten Mitte verortet werden, stimmt nicht sonderlich 
optimistisch. Die Wahrscheinlichkeit des Missbrauchs des Hinweistelefons erachten wir daher 
als relativ hoch.  
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 3154 mit Schreiben vom 10. Dezember 2019 
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 

                                                
7 https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-
hinweistelefon-rechtsex-ein (abgerufen am 06.11.2019)  
8 ebd.  
9 https://www.vice.com/de/article/xwjvj4/weshalb-die-soko-chemnitz-eine-extrem-doofe-idee-ist 
(abgerufen am 07.11.2019)  
10 https://www.deutschlandfunkkultur.de/patzelt-rechts-ist-nicht-gleich-
rechtsextrem.954.de.html?dram:article_id=143868 (abgerufen am 07.11.2019)  
11 
https://www.facebook.com/duesseldorfstelltsichquer/photos/a.1530816043836998/235804005444792
2/?type=3 (abgerufen am 07.11.2019)  
12 Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen über das Jahr 2018, Innenministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen, S. 157 ff. 
13 https://duesseldorf-stellt-sich-quer.de/ueber-uns/ (abgerufen am 07.11.2019)  

https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-hinweistelefon-rechtsex-ein
https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/presse/pm-20191028-bfv-richtet-hinweistelefon-rechtsex-ein
https://www.vice.com/de/article/xwjvj4/weshalb-die-soko-chemnitz-eine-extrem-doofe-idee-ist
https://www.deutschlandfunkkultur.de/patzelt-rechts-ist-nicht-gleich-rechtsextrem.954.de.html?dram:article_id=143868
https://www.deutschlandfunkkultur.de/patzelt-rechts-ist-nicht-gleich-rechtsextrem.954.de.html?dram:article_id=143868
https://www.facebook.com/duesseldorfstelltsichquer/photos/a.1530816043836998/2358040054447922/?type=3
https://www.facebook.com/duesseldorfstelltsichquer/photos/a.1530816043836998/2358040054447922/?type=3
https://duesseldorf-stellt-sich-quer.de/ueber-uns/
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1. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über Arbeits- und 
Evaluationsprozesse, die erfolgen, sobald beim Hinweistelefon des 
Verfassungsschutzes Informationen eingehen, die für Nordrhein-Westfalen 
relevant sind? 

 
2. Welche Kenntnisse besitzt die Landesregierung hinsichtlich der Handhabung von 

Personendaten, die durch das Hinweistelefon aufgenommen bzw. im weiteren 
Ermittlungsverlauf eruiert werden, welche sich jedoch für die Gefahrenabwehr als 
irrelevant erweisen? (Werden die Daten in diesem Fall umgehend gelöscht und 
falls nein: Ist bekannt, wie lange sie gespeichert werden?) 

 
3. Die Nutzung welches Hinweistelefons empfiehlt die Landesregierung zum 

Abgeben von Hinweisen, die sich auf nicht eindeutig zuordbare ideologische 
Hybridgruppierungen beziehen (z. B.: Graue Wölfe, die sowohl rechtsextreme als 
auch islamistische Ideologeme aufweisen; Klimaprotestbewegungen wie 
„Extinction Rebellion“)? 

 
4. Würde die Landesregierung ein Hinweistelefon für Linksextremismus/ -

terrorismus begrüßen? (Falls nein, warum nicht?) 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet: Die 
angesprochenen Vorgänge im Bundesamt für Verfassungsschutz fallen nicht in die 
Organisationshoheit der Landesregierung. Daher können hierzu keine Auskünfte erteilt 
werden.  
 
Die Fragen 3 und 4 werden gemeinsam beantwortet:  
 
Bürgerinnen und Bürger können sich mit ihren Fragen und Belangen vertrauensvoll über die 
im Internet ausgewiesenen Zugänge an den nordrhein-westfälischen Verfassungsschutz 
wenden. 
 
 
5. Welche Kenntnis besitzt die Landesregierung über die Anwendung von 

Sanktionen für beim Hinweistelefon bewusst gemachte Falschangaben? 
 
Es wird auf die Antwort zu den Fragen 1 und 2 verwiesen. 
 
 


